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Stadt Tengen 
 

Bebauungsplan "Solarpark Wiechs“, Gemarkung Wiechs 
 
 

Abwägung der Stellungnahmen zur frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 (1) und § 4 (1) BauGB 
Zeitraum: 22.09. bis 22.10.2025 

 
 
Folgende Träger öffentlicher Belange haben Anregungen/Hinweise/Bedenken vorgebracht: 
 
1 Regierungspräsidium Freiburg Landesforstverwaltung, 25.09.2025 
2 Polizeipräsidium Konstanz, 01.10.2025 
3 Regionalverband Hochrhein-Bodensee, 22.10.2025 
4 Landratsamt Konstanz, 23.10.2025  
 
Folgende Träger haben in ihrer Stellungnahme keine Einwendungen, Anregungen oder Bedenken vorgebracht: 
 
- Naturenergie Netze, 13.10.2025 - keine Leitungen im Plangebiet 

- Amprion, 24.09.2025 - keine Leitungen im Plangebiet 
-  Gemeinde Hilzingen, 22.09.2025 - keine weitere Beteiligung 
- Deutsche Telekom, 09.10.2025 – keine Leitungen im Plangebiet 

- Regierungspräsidium Freiburg, Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz, 16.10.2025 
-  Stadt Engen/VVG Engen, 23.10.2025 
 
 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit:  
 
- 
 
Stand 18.12.2025 
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(chronologische Reihenfolge) 

 
Nr. Name Stellungnahme Abwägung 

1 RP Freiburg, 

Landesforstver-

waltung 

Referat 83 – 

Waldpolitik und 

Körperschafts-

forstdirektion 

 

25.09.2025 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfes umfasst keine Waldflächen im Sinne 

von §§ 2 BWaldG/LWaldG. Jedoch grenzen Waldflächen im Südwesten und Westen unmit-

telbar an den Geltungsbereich des Bebauungsplanes an. 

Die deutliche Unterschreitung des Waldabstandes ist in den planungsrechtlichen Festset-

zungen und Begründungen des Bebauungsplanes unter Ziffer 1.3 (S. 17) aufgeführt.  

Wir unterstreichen hierbei die Stellungnahme der Unteren Forstbehörde im Rahmen der 

frühzeitigen Beteiligung zum Waldabstand.  

Wir regen darüber hinaus an, den Abschluss einer Haftungsverzichtserklärung bei Unter-

schreitung des Waldabstandes zwischen Anlagenbetreiber und des unmittelbar angrenzen-

den Privatwaldbesitzers in den planungsrechtlichen Festsetzungen und Begründungen mit-

aufzunehmen.  

Hiervon sollte die zuständige Untere Forstbehörde Kenntnis erlangen. 

 

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf den neu erschienenen Leitfaden für die Bau-

genehmigungsbehörden „Modellregion Agri-PV Baden-Württemberg“ der Hochschule für 

öffentliche Verwaltung Kehl vom 11.12.2024, die sich zur Einhaltung des gesetzlichen 

Waldabstandes (S. 36) geäußert haben. Dieses steht nun im Widerspruch zu den pla-

nungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfes. Wir bitten dieses entspre-

chend zu beachten. 

Die Untere Forstbehörde am Landratsamt Konstanz erhält eine Mehrfertigung des Schrei-

bens. 

 

Kenntnisnahme 

 

PV-Anlagen in Waldrandnähe unterliegen nicht un-

mittelbar den gesetzlichen Waldabstandsvorschriften 

gemäß § 4 Abs.3 LBO (30 m Abstand).  

Ein Abstand zu Waldrändern von 30 m wird jedoch 

in einschlägigen Leitfäden empfohlen und von den 

Projektierern von Solarparks auch nach Möglichkeit 

eingehalten, um Schäden oder Beschattungssituati-

onen zu vermeiden. Insbesondere bei kleinflächigen 

Anlagen wie vorliegend in Wiechs würde eine Ein-

haltung des Waldabstands von 30 m jedoch zu einer 

derartigen Verkleinerung der Fläche führen, dass die 

Wirtschaftlichkeit nicht mehr gegeben wäre. Daher 

wird der empfohlene Waldabstand hier unterschrit-

ten. 

 

Der Abschluss einer Haftungsverzichtserklärung zwi-

schen dem Anlagenbetreiber und dem unmittelbar 

angrenzenden Privatwaldbesitzer ist vorgesehen. 

 

2 Polizeipräsidium 

Konstanz, 

01.10.2025 

 

 

Es bestehen keine Bedenken am Bebauungsplan. Aufgrund der Aussagen im Blendgut-

achten sind unsere Befürchtungen für den Straßenverkehr ausgeräumt. 

Die Zufahrt zum Solarpark ist im Rechtsplan nicht dargestellt. Gegen die im Bebauungs-

plan genannte Zuwegung über den landwirtschaftlichen Weg im Norden des Gebietes be-

stehen aus hiesiger Sicht keine Bedenken. 

 

 

Kenntnisnahme  

3 Regionalver-

band Hoch-

rhein-

Der Regionalverband Hochrhein-Bodensee unterstützt den Ausbau erneuerbarer Energien. 

 

Die Fläche des „Solarpark Wiechs“ ist im Regionalplan 3.1 nicht als VRG für FFPV 

 

 

Kenntnisnahme 
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Nr. Name Stellungnahme Abwägung 

Bodensee, 

22.10.2025 

ausgewiesen und überschneidet sich, wie es in den Unterlagen korrekt dargestellt ist, zu 

Teilen mit einem im verbindlichen Regionalplan 2000 Vorranggebiet für Naturschutz und 

Landschaftspflege (PS 3.2.1). Wir können den Aussagen in den Planungsunterlagen zu-

stimmen, wonach sich die naturräumliche Wertigkeit der betroffenen Fläche durch den Bau 

eines Solarparks an dieser Stelle erhöht, da mit dem Bau des Solarparks eine Umwand-

lung vor Ackerland in Grünland einhergeht. Aus diesem Grunde gehen wir davon aus, dass 

das VRG N+L nicht beeinträchtigt wird. Es werden keine Bedenken vorgetragen. 

 

Weitere regionalplanerische Belange werden nicht berührt. Es werden keine Bedenken 

hervorgebracht.  

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

4 LRA Konstanz 

23.10.2025 

 

Forstverwaltung 

Es wird auf die Stellungnahme des Landratsamts Konstanz vom 04.02.2025 verwiesen. 

 

Stellungnahme vom 04.02.2025: 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Solarpark Wiechs“ sollen die Bauplanungsrechtli-

chen Voraussetzungen für den Bau eines Solarparks westlich von Wiechs geschaffen wer-

den. 

Zu den vorgelegten Plänen und Unterlagen nimmt das Kreisforstamt wie folgt Stellung: 

Vom Vorhaben sind Belange des Waldes betroffen. Das Plangebiet grenzt im Süden an 

Waldflächen an. 

Bei der geplanten Photovoltaikanlage handelt es sich zwar weder um Gebäude, noch um 

bauliche Anlagen mit Feuerstätten bei denen nach § 4 Abs. 3 Landesbauordnung ein 

Waldabstand von 30 Metern verbindlich einzuhalten wäre, dennoch weisen wir darauf hin, 

dass durch die unmittelbare Nähe der PV-Anlage zum Wald erhebliche Gefahrensituatio-

nen für die Solaranlagen und Einschränkungen für die Bewirtschaftung des Waldes gege-

ben sind. Das Kreisforstamt rät ausfolgenden Gründen zur Einhaltung eines Waldabstan-

des analog zur Waldabstandsvorschrift der Landesbauordnung: 

• Durch den Klimawandel wird mit einer weiteren Zunahme der Intensität von Ext-

remwetterereignissen (u. a. Dürren und Stürmen) gerechnet. Dass dies erhebli-

chen Einfluss auf Wälder haben wird, ist bereits heute deutlich zu sehen. Das Ri-

siko von Sturmwurf und für das Herabfallen einzelner, starker Äste wird aller Vo-

raussicht nach erheblich zunehmen. Damit erhöht sich die Gefahr einer 

 

 

Kenntnisnahme 

Die Untere Forstbehörde verweist auf ihre Stellung-

nahme aus der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB. 

Die vorgetragenen Punkte wurden im Verfahren 

nach § 4 Abs. 1 BauGB unter Ziffer 5 (Seite 6 der 

Abwägungstabelle) abgewogen. Da sich die Pla-

nungsgrundlagen nicht geändert haben, bleibt es bei 

dieser Bewertung. 

Auf die Abwägung der Stellungnahme des RP Frei-

burg, Landesforstverwaltung (Pkt. 1) wird verwiesen. 

 

 

Der Verlauf der Einzäunung wird im Bebauungsplan 

nicht festgesetzt. Ein ausreichender Abstand zwi-

schen Zaun und Waldrand wird zum Zwecke der 

Waldbewirtschaftung jedoch eingehalten. 
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Nr. Name Stellungnahme Abwägung 

Beschädigung von PV-Anlagen im Einflussbereich (< 30 m) von Waldbeständen. 

• Zudem können bei einer Beschädigung von PV-Modulen durch umstürzende 

Bäume bzw. herabfallende Baumteile, die hier verarbeiteten, gegebenenfalls 

schädlichen Stoffe in die Umwelt eingetragen werden (z. B. Boden, Grundwasser). 

Eine Studie des Stuttgarter Instituts für Photovoltaik (ipv) und des Instituts für Sied-

lungswasserbau, Wassergüte und Abfallwirtschaft (Iswa), aus dem Jahr 2017, 

stellte bei Solarmodulen deren Oberfläche gerissen war, eine Schadstoffauswa-

schung fest. 

• Durch die Produktion von elektrischer Energie, geht von dem Solarpark eine poten-

zielle Feuerfahr aus. Das Risiko für Waldbrände steigt bereits durch die im Klima-

wandel zu erwartenden Trockenperioden. 

• Die ordnungsgemäße Waldbewirtschaftung ist ein öffentlicher Belang. Sie würde 

durch die unmittelbare Nähe der PV-Anlage deutlich erschwert und verteuert, da 

alle Bäume, die im Nahbereich der PV-Anlage gefällt werden sollen, angeseilt wer-

den müssten. 

• Durch die Nähe zum Wald ist bei den PV-Anlagen mit Effizienzverlusten durch 

Schattenwurf zu rechnen. Ein Anspruch auf Rückschnitt des Waldes besteht nicht. 

 

Die Solarmodule bzw. die Baufenster halten zu Waldflächen einen gewissen Abstand ein. 

Dies wird von Seiten des Forstamtes grundsätzlich begrüßt.  

Kritisch gesehen wird der Bau des Zauns direkt auf der Grenze zwischen Offenland und 

Wald. Hier ist absehbar, dass es durch herabstürzende Äste oder ganze Bäume in der Zu-

kunft zu Schäden am Zaun und zu Einschränkungen der Bewirtschaftbarkeit der Waldflä-

chen kommen wird. Aus Sicht der Waldbewirtschaftung wäre der Bau des Zaunes direkt 

neben den Solarmodulen und nicht direkt auf der Waldgrenze mit geringeren Risiken und 

Einschränkungen für die Waldbewirtschaftung verbunden. 

 

LRA Konstanz Abfallrecht und Gewerbeaufsicht 

Nach erneuter Einsichtnahme in die Planunterlagen zu o.g. Bebauungsplan, einschließlich 

dem Blendgutachten der Sonnwinn GmbH vom 06.06.2025 (Projekt -Nr. BGA-832), erge-

ben sich seitens des Amts für Abfallrecht und Gewerbeaufsicht keine Bedenken und Anre-

gungen. 

Der Gutachter hat festgestellt, dass an den schutzwürdigen Gebäuden (Wohngebäude und 

 

Kenntnisnahme 
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Nr. Name Stellungnahme Abwägung 

Bürogebäude) im relevanten Umfeld (100 m Radius) der Photovoltaikanlage die Grenz-

werte nach LAI deutlich überschritten werden. 

Die vom Gutachter vorgeschlagenen Maßnahmen zum Blendschutz der schutzwürdigen 

Gebäude wurden in die Planungsrechtlichen Festsetzungen unter Punkt 6 übernommen. 

 

LRA Konstanz Landwirtschaft 

Es wird auf die Stellungnahme des Landratsamts Konstanz vom 04.02.2025 verwiesen. 

 

Stellungnahme vom 04.02.2025: 

In der Flurbilanz 2022 von Baden-Württemberg sind die Flächen als Grenzflur dargestellt. 

Es handelt sich dabei um landbauproblematische Flächen mit mittleren bis schlechteren 

Böden, die nur eingeschränkt für die landwirtschaftliche Nutzung geeignet sind. 

Es wird darauf hingewiesen, dass aus agrarstruktureller Sicht vor der Inanspruchnahme 

landwirtschaftlicher Fläche zunächst die Potenziale von Dachflächen bestehender Ge-

bäude oder bereits versiegelter Flächen, wie z.B. Parkplätze genutzt werden sollte.  

 

Kenntnisnahme 

 

Das Landwirtschaftsamt verweist auf seine Stellung-

nahme aus der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB. 

Die vorgetragenen Punkte wurden im Verfahren 

nach § 4 Abs. 1 BauGB unter Ziffer 5 (Seite 8 der 

Abwägungstabelle) abgewogen. Da sich die Pla-

nungsgrundlagen nicht geändert haben, bleibt es bei 

dieser Bewertung. 

LRA Konstanz Naturschutz 

Die Untere Naturschutzbehörde hat bereits in der frühzeitigen Anhörung eine umfangreiche 

Stellungnahme abgegeben und deutlich gemacht, dass die Photovoltaikanlage als techni-

sche Anlage in der Landschaft keine Kompensationsmaßnahmenüberschuss durch 

Ackerumwandlung erbringen kann. 

Der rein rechnerisch ermittelte Kompensationsüberschuss zur weiteren Verwendung kann 

von der Unteren Naturschutzbehörde nicht anerkannt werden. 

Es wird daher um Anpassung des Umweltberichts gebeten. 

Sofern dieser Punkt entsprechend im Umweltbericht angepasst wird, bestehen seitens der 

Unteren Naturschutzbehörde keine naturschutzfachlichen und -rechtlichen Bedenken. 

 

 

Kenntnisnahme 

 

Der Umweltbericht enthält keine Aussagen zur wei-

teren Verwendung des errechneten Ökopunkte-

Überschusses. Eine Anpassung des Umweltberichts 

ist daher nicht erforderlich. 

 

LRA Konstanz  Straßenbauamt 

Das Vorhaben befindet sich ca. 150 m nördlich der K 6137. Ein Blendgutachten wurde 

nachgereicht. Eine Blendwirkung auf die K 6137 ist nicht gegeben. 

Aus Sicht des Straßenbauamtes gibt es keine Bedenken oder Einwendungen. 

 

 

Kenntnisnahme 

 

LRA Konstanz  Straßenverkehrsamt 

Seitens der Straßenverkehrsbehörde bestehen gegen o.g. Bebauungsplan keine 

 

Kenntnisnahme 
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Nr. Name Stellungnahme Abwägung 

Bedenken. Das vorgelegte Blendgutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die PV-Anlage 

zu keinen blendschutztechnischen Beeinträchtigungen führt. 

 

 

LRA Konstanz Wasserwirtschaft und Bodenschutz 

Aus Sicht der Unteren Wasserbehörde bestehen gegen die Planung keine Einwände. 

Es wird jedoch um Beachtung der folgenden Anmerkungen gebeten: 

Bodenschutz 

Der Großteil der Fläche bleibt unversiegelt. Die Bodenfunktionen wie Wasserdurchlässig-

keit werden nur moderat beeinträchtigt. Die Bilanzierung kommt zu einem Defizit von 1.343 

Ökopunkten, welche schutzgutübergreifend innerhalb des Plangebietes ausgeglichen wer-

den sollen. Durch Verrechnung des Kompensationsdefizits für das Schutzgut Boden mit 

dem Kompensationsüberschuss für das Schutzgut Pflanzen/Biotope ergibt sich ein Kom-

pensationsüberschuss von rd. 88.900 Ökopunkten. Der Eingriff ist somit voll umfänglich 

kompensiert. Die im Umweltbericht vorgeschlagenen umweltfachlichen Maßnahmen wur-

den in den Festsetzungs- bzw. Hinweiskatalog des Bebauungsplan-Entwurfs integriert. 

 

Aus Sicht des Bodenschutzes bestehen daher keine Einwendungen gegen die Planung. 

 

Da bei der Errichtung des Solarparks auf einer Fläche von mehr als 0,5 ha in den Boden 

eingegriffen wird, ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens bzw. rechtzeitig im Vorfeld 

der Baumaßnahmen ein Bodenschutzkonzept gemäß § 2 Abs. 3 LBodSchAG zu erstellen 

und bei der Unteren Bodenschutzbehörde einzureichen. Nach Mitteilung der Gemeinde 

wird dies vor Baubeginn erstellt. 

Hinweis: Bei Freiflächen-Photovoltaikanlagen ist ein vereinfachtes, standardisiertes 

Bodenschutzkonzept ausreichend. 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wird beachtet. 

Ein Bodenschutzkonzept wird vor Baubeginn erstellt 

und bei der Unteren Bodenschutzbehörde einge-

reicht. 

 

 

 

 


